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Änderungsantrag zu PB.W­01

Von Zeile 449 bis 451 einfügen:
Durch eine Reform des EU-Beihilferechts können Wettbewerbsverzerrungen durch staatlich geförderte
Konzerne aus anderen Weltregionen verhindert werden. Der EU-Prüfmechanismus für ausländische
Direktinvestitionen muss verbessert werden, um zu verhindern, dass Europäische Unternehmen von
hochsubventionierten ausländischen Firmen übernommen werden und ein neues EU-Instrument gegen
wirtschaftlichen Zwang soll der EU helfen sich gegen rechtswidrigen ökonomischen Druck von Außen zu
wehren. Die deutsche Exportförderung muss in Zukunft – anstelle von fossilen Anlagen und Kraftwerken –
Hidden Champions

Begründung

Das 2020 in Kraft getretene ”Investmentscreening” der EU ist ein wichtiges aber noch zu schwach
greifendes Instrument um bei Fragen von Sicherheit und sensibler Infrastruktur feindliche Übernahmen
durch hochsubventionierte Konzerne aus Drittländern gegebenenfalls verhindern zu können. Die EU sollte
zudem ein neues Instrument zur Abwehr ökonomischen Zwanges von Außen entwicklen wie ihn der Zeit
etwa China gegenüber Australien ausübt.
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